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WAS KÖNNEN WIR VON DER üBERPRüFUNGS-
KONFERENZ IN BELGRAD ERWARTEN? 

Von Hans-Peter Schwarz 

Meine überlegungen über die Aussichten der überprüfungskonferenz 
in Belgrad habe ich wie folgt gegliedert: 
- in einem ersten Teil (I) werde ich die heute schon recht gut erkenn-

baren Positionen der Staatengruppen und Staaten skizzieren, die 
sich in Belgrad zusammenfinden: der Warschauer Pakt-Staaten, der 
EG- und NATO-Gruppe, sowie der Neutralen und Blockfreien; 

- in einem zweiten Teil (II) wird zu erörtern sein, wie es gegewärtig 
um die Entspannungspolitik steht und welchen Stellenwert die KSZE 
in diesem Zusammenhang hat; 

- in Verbindung damit ist drittens (II1) zu fragen, welche Funktion 
die Menschenrechtsfrage im gegenwärtigen Ost-West-Dialog erhalten 
sollte. Sie ist durch zwei voneinander unabhängige Vorgänge zu 
einem Zentralthema der Ost-West-Beziehungen geworden: durch die 
Aktivität der östlichen Menschenrechtsbewegung und durch den 
Wahlsieg von Präsident Carter. Und es wird zu prüfen sein, ob es 
angebracht wäre, auf der überprüfungskonferenz einen stärkeren 
Akzent in der Menschenrechtsfrage zu setzen, als dies den westeuro-
päischen Regierungen gegenwärtig opportun erscheint. 

1. 

Gegenüber der Konstellation in den Jahren 1966 -1975 hat sich die 
Lage in paradoxer Weise verändert. Damals waren die Warschauer 
Pakt-Staaten, geführt von Breshnjew, demandeur; die westlichen De-
mokratien scheuten - zu Recht - vor der Konferenz zurück. Als sie 
schließlich in die Zusammenkunft eingewilligt hatten, taten sie ihr 
Bestes, für einen in jeder Phase kontrollierten und moderierten Ablauf 
zu sorgen. 

Heute gehen die westlichen Demokratien als demandeur nach Belgrad; 
der Ostblock ist in der politischen Defensive. Alle Anzeichen deuten 
darauf hin, daß die Sowjetunion eine kurze Konferenz von niedrigem 
politischen Stellenwert mit dementsprechend wenig substantiellen Er-
gebnissen ansteuert. 
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Die Gründe dafür sind offensichtlich: das ursprüngliche östliche Kon-
zept, das eine offensive Bewegungspolitik ermöglichen sollte, ist schon 
bei der Vorbereitungskonferenz von Mitte 1972 bis Mitte 1973 im proze-
ruralen Konzept der westeuropäischen Neunergruppe steckengeblieben, 
die auch von den Neutralen unterstützt wurde. Es gelang dem Ostblock 
nicht, die Ablösung der USA von Westeuropa zu induzieren oder die 
Auflösung der NATO und der EG bei stufenweiser Ersetzung durch 
ein gesamteuropäisches Regionalsystem in die Wege zu leiten. Doch auch 
die defensiven Komponenten des östlichen Konzepts, die auf eine völ-
kerrechtliche Festschreibung der Grenzen und auf eine Bestandsgaran-
tie der sozialistischen Systeme hinausliefen, sind gescheitert. 

Schon im August 1975 ließ sich erkennen, daß die westlichen Demo-
kratien in Helsinki einen Defensiverfolg errungen hatten. Allerdings 
konnte man damals noch nicht voll absehen, daß die Schlußakte ein so 
nützliches Instrument dynamischer westlicher Ostpolitik werden würde, 
wie es sich seither gezeigt hat. 

Die östlichen Bürgerrechtler haben sich damals zumeist ebenso ge-
täuscht wie die entschlossenen antikommunistischen Kräfte des Westens. 
Das E.C.S.C.-Komitee in den USA, das im November 1976 eine Informa-
tionsreise in 18 europäische Staaten durchführte und auch mit verschie-
denen emigrierten Dissidenten sprach, berichtet von einem Gespräch 
mit Andrei Sinyavski in Paris, der erzählte, er habe geweint, als er 
die Schlußakte zuerst gelesen habe, weil er darin nur einen weiteren 
Schritt auf dem Wege der Preisgabe der unterdrückten Völker des 
Ostens durch den Westen gesehen habe. Bei wiederholtem Lesen und 
überdenken der Schlußakte sei er aber zu entgegengesetzten Schluß-
folgerungen gekommen. Sie erscheine ihm jetzt ein Instrument, um der 
Freiheitsbewegung in den totalitären Gesellschaften des Ostens zu hel-
fen. 

Wir wissen, daß die unterschiedlich starken Bürgerrechtsbewegungen 
in der UdSSR, in der CSSR, in Polen, in der DDR und in Rumänien im 
Lauf des Jahres 1976 zu denselben Schlußfolgerungen gelangt sind. 

Dies hatte zur Folge, daß die Schlußakte heute zu einer Quelle der 
Verlegenheit für die kommunistischen Regierungen geworden ist. Was 
als Instrument der politischen Offensive bzw. der Stabilisierung des 
Ostblocks konzipiert war, ist - weitgehend aufgrund der tapferen Ak-
tivität der östlichen Dissidenten - zu einem Faktor geworden, dessen 
langfristige Auswirkungen noch gar nicht absehbar sind. 

Innenpolitisch haben jene Gruppen (nicht zuletzt die bedrängten 
christlichen Kirchen und Religionsgemeinschaften) in der Schlußakte 
ein Dokument, auf das sie sich streng legalistisch berufen können: 
schließlich trägt die Schlußakte die Unterschriften der Parteichefs Bresh-
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njew, Gierek, Honecker, Tito. Im Feld der internationalen Politik aber 
haben die östlichen Partei- und Staatschefs durch ihre Unterschrift be-
kräftigt, daß die Menschenrechtsfrage ein legitimer Tagesordnungspunkt 
im Ost-West-Dialog ist, den auch die nicht-sozialistischen Regierungen 
zur Sprache bringen dürfen. 

Dementsprechend dürfte der Ostblock bestrebt sein, den Charakter 
einer überprüfungskonferenz möglichst herunterzuspielen. Gerade die 
letzte Stellungnahme des Konsultativkomitees der Warschauer Pakt-
Staaten in Moskau sowie die neueste Kritik an Präsident Carter zeigte 
deutlich die Tendenz, den anderen Unterzeichnerstaaten mit größtem 
Nachdruck klarzumachen, daß intensives Insistieren auf einer überprü-
fung der Vereinbarungen aus Korb 3 und auf der Menschenrechtsfrage 
(also v. a. Prinzip VII) als entspannungsfeindlich angesehen und entspre-
chend hart konterkariert würde. Der Ostblock macht klar, daß die KSZE-
überprüfungskonferenz in diesem Fall die ohnehin schon vielfach be-
lasteten Ost-West-Beziehungen zusätzlich verschlechtern würde. 

Demgegenüber wird der Ausweg gesucht, die Thematik auszuweiten. 
Dem soll die Ingangsetzung neuer, großer und bisher noch recht vager 
Entspannungsprojekte dienen (Umweltschutz-, Verkehrs-, Rohstoffkon-
ferenzen), die von Breshnjew erstmals im Dezember 1975 vorgeschlagen 
wurden. Daneben soll der Vorschlag eines no first use-Abkommens die 
bisher recht belanglose sicherheitspolitische Substanz des KSZE-Unter-
nehmens etwas anreichern. Er könnte, so hoffen die Warschauer Pakt-
Staaten, innerhalb der westlichen Staaten wenn möglich erneut die Dis-
kussion über die Frage militärischer Nutzung der Kernwaffen aufwer-
fen. Also einerseits Ablenkung von den problematischen Punkten der 
Erfüllung und erneute Öffnung umfassender Zukunftshorizonte, die 
aber noch ziemlich leer sind; andererseits Wiederaufgreifen traditionel-
ler sicherheitspolitischer Ideen, die für den Westen unannehmbar sind, 
dort eventuell zu inneren Divergenzen führen und so die eigene Posi-
tion verbessern können. 

Auch die Strategie der EG-Staaten liegt in den Grundzügen fest, wo-
bei es für das gute Funktionieren der EPZ-Zusammenarbeit spricht, daß 
diese Grundzüge zu einem Gutteil auf die Arbeit der für EPZ zuständi-
gen desk officers zurückgehen. 

Die EG- und NATO-Staaten sind entschlossen, das Erfolgsrezept der 
KSZE-Vorbereitungs- und Hauptkonferenz erneut zu wiederholen. Sie 
wollen in einem abgestimmten Verbund operieren, der auch eine ge-
wisse Arbeitsteilung erlaubt. 

Wir werden noch darauf einzugehen haben, ob die prinzipielle über-
einstimmung hinsichtlich des Grundsatzes konzertierter Aktion auch 
schon Konsensus über die Akzentsetzungen bedeutet. 


